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Anzeigenpreis Für Halle und Vororte koſtet die 20 mm drette Kolonelzeile 2 Pfg
Gelegenhettsanzeigen 20 Pfg. mu 10 2 Au'ſchlag
mit 10 Aufſchlag. Reklamen 100 Pfg
Geſchäftsßelle und allen dekannten Annoncen-Expeditionen. Poſtſcheckkonto Lewzig 20812

Auswärttge Anzeigen Ketle
Rabatt nach Tarif.

80 Pfg
Anzeigenannahme in der

“Feſchäſtsſtelle Leipzigerſtraße 61/62

Hanptſchriftleiter:

Der Friedensvertrag mit Finnland unterzeichn
die Regelung der deutſch finnländiſchen

Beziehungen
7. März. Heute mittag iſt der Friedens

ertrag zwiſchen Deutſchland und Finnland,
erio ein Handels und Schiffahrtsabkommen,
vowie ein Zuſatzprotokoll zu beiden Verträgen unter

eichnet worden.
In Art. I wird erklärt, daß zwiſchen Deutſchland und Finn-

land tein Kriegszuſtand beſteht und daß die vertragſchließenden
Teile entſchloſſen ſind, fortan in Frieden und Freundſchaft mit
rinander zu leben. Deutſchland wird dafür eintreten, daß die
Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit von allen
Mächten anerkannt wird. Dagegen wird Finnland keinen
Teil ſeiner Beſitzſtände an eine fremde Macht ab
reten, noch einer ſolchen Macht ein Servitut an ſeine Hoheits-
ebiete einräumen, ohne ſich vorher mit Deutſchland darüber

jerſtändigt zu haben.
Die folgenden Artikel betreffen die Wiederaufnahme

ger diplomatiſchen und konſulariſchen Bezie-
gungen ſofort nach der Beſtätigung des Friedensvertrages,
zegenſeitigen Verzicht auf den Erſatz der Kriegskoſten und der
Kriegsſchäden, die Wiederherſtellung der Staatsverträge und der
Zipilrechte, den Austauſch der Kriegs gefangenen
und Zivilinternierten und den Erſatz für Zivil-
ſchäden. Was die Staatsverträge anbelangt, ſo ſollen die
außer Kraft getretenen Verträge zwiſchen Deutſchland und Ruß-
(and durch neue Verträge erſetzt werden, die den veränderten An
ſchauungen und Verhältniſſen entſprechen. Jnsbeſondere ſoll
alsbald über einen Handels und Schiffahrtsver-
frag unterhandelt werden. Einſtweilen werden die Verkehrs
beziehungen zwiſchen den beiden Ländern durch ein Handels
und Schiffahrtsabkommen geregelt.

Bezüglich der Privatrechte treten alle Kriegsgeſetze mit
der veſtätigung dieſes Vertrages außer Kraft. Die Schuld-
verhältniſſe werden wieder hergeſtellt, die Bezahlung der
Ferbindlichkeiten, insbeſondere der öffentliche Schuldendienſt
wieder aufgenommen. Zur Feſtſtellung der Zivilſch ä den
ſoll in Berlin eine Kommiſſion zuſammentreten, die zu je einem
Frittel aus Vertretern der beiden Teile und neutralen Mit-
giedern gebildet wird. Um die Bezeichnung der neutralen Mit-
glieder, darunter des Vorſitzenden,
Schweizer Bundesrats gebeten werden.

Die kriegs gefangenen Finnländer in Deutſch
land und die kriegs gefangenen Deutſchen in Finn-

land ſollen tunlichſt bald ausgetauſcht, die beiderſeitigen
verſchickten oder internierten Zivil angehörigen heim
befördert werden. Es folgen Beſtimmungen über eine

Amneſtie, über die Zurückgabe oder den Erſatz von Kauf
fahrteiſchiffen uſw. Zur Regelung der Alandsfrage
wird beſtimmt, daß die auf den Jnſeln angelegten Befeſti-

gungen ſobald als möglich entfernt und die dauernde
Kichtbefeſtigung dieſer Jnſeln durch ein beſonderes Ab-
kommen geregelt werden ſoll. Die Beſtätigungs-Urkunden ſollen
tunlichſt bald in Berlin ausgetauſcht werden. än

des Vertrages werden binnen vier Monaten nach der Beſtätigung
Hertreter der vertragſchließenden Teile in Berlin zuſammen-
treten.

Das Handels und Schiffahris-ibkommen
GBerlin, 7. März. Jn dem zugleich mit dem Friedens

vertrag zwiſchen Deutſchland und Finnland abgeſchloſſenen
dandels- und Schiffahrtsabkommen wird be-

ſtimmt, daß die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden
Teile im Gebiete des andern Teiles in bezug auf Handel und
ſonſtige Gewerbe dieſelben Rechte und Begünſtigungen aller Art
genießen, die dem Jnländer zuſtehen oder zuſtehen werden. Die

Voden und Gewerbserzeugniſſe ſollen nach dem Grundſatze der
Neiſtbegünſtigung behandelt werden. Dieſe Beſtimmun-

gen beziehen ſich indeſſen nicht auf die Begünſtigung des Grenz-
verkehrs, auch nicht auf die Begünſtigung, die einer der vertrag-
ſchließenden Teile einem mit ihm im Zollbündnis ſtehenden
Lande oder Gebiete gewährt und auch nicht auf die, die Deutſch
land, Oeſterreich- Ungarn oder einem anderen mit ihm durch ein

Zollbundnis verbundenen Lande, das an Deutſchland unmittelbar
wer an ein anderes, ihm oder OeſterreichUngarn zollverbun
benes Land mittelbar angrenzt oder feinen eigenen Kolonien uſw.
etwa gewähren wird. Während des Beſtehens dieſes Abkommens
vird der finniſche Zolltarif nach dem Stande vom 1. Januar 1914
gegenüber Deutſchland in Anwendung kommen. Der Tarif kann
während dieſer Zeit Deutſchland gegenüber weder erhöht, noch
durch Zölle auf bisher zollfreie Waren erweitert werden. Auch
bezüglich der Eiſenbahnen und der Seeſchiffahrt wird
die Meiſtbegünſtigung vereinbart. Hinſichtlich des Schutzes ge

verblichen Eigentums und des Urheberrechts gelten die Beſtim
mungen der revidierten Pariſer Uebereinkunft vom 13. No-
vember 1908.

Der Poſt und Telſegraphenverkehr ſoll nach denLeſtimmungen des Weltpoſt Vertrages und ſeiner Nebenabkom-
men aufgenommen werden. Zur Regelung der Konſular-
derhältniſſe, der Nachläſſe, des Rechtsſchutzes und der
Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegenheiten ſollen tunlichſt bald
Verträge abgeſchloſſen werden, die den Anſchauungen und Ver-
hältniſſen der Gegenwart entſprechen. Ein Vertrag über die
Eegenſeitige Auslieferung von Verbrechern und die Rechtshilfe in
Etrafſachen ſoll auf neuzeitiger Grundlage abgeſchloſſen werden.
Jeder vertragſchließende Teil wird die Zeitwanderung ſeiner An
hörigen in das Gebiet des anderen Teiles zur Beſchäftigung in

and wirtſchaftlichen Betrieben geſtatten. Dieſes Abkommen ſoll
Sei Wochen nach dem Austauſch der Beſtätigungsurkunden in

ſamkeit treten.

gerlin,
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Dr. Hans Stimon, Halle- Saale.

ſoll der Präſident des

Zur Ergänzung

Morgen-Ausgabe

Abendbericht des Großen Hauptquartiers
Berlin, 7. März, abends. (Amtlich.) Von den

Kriegsſchaupläätzen nichts Neues.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 7. März. Amtlich wird verlautbart:
Keine beſonderen Ereigniſſe.

Der Chef des Generalſtabes.
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Ein Frühſtück beim Reichskanzler

Berlin, 7. März. Jm Anſchluß an die Unterzeich-
nung des Friedensvertrags zwiſchen Deutſch
land und Finnland fand ein Frühſtück beim Reichs-
kanzler ſtatt, an dem außer den Herren der finniſchen Ab-
ordnung, Staatsrat Dr. Hjelt und Prof. Dr. Erich, u. a.
der Chef der Reichskanzlei Unterſtaatsſekretär von Rado-
witz, ſowie der Unterſtaatsſekretär Frhr. von Stumm teil
nahmen.

Rußland und Finnland
Stockholm, 6. März. „pPolitiken“ berichtet, daß durch

Vertrag zwiſchen den revolutionären Regierungen in Peters-
burg und Helſingfors Rußland an Finnland Landes-
gebiete abgetreten habe, ſo daß letzteres das Eismeer
erreicht. Finnland hat einen kleinen Landſtreifen mit den
Batterien am Einlauf nach Petersburg an Rußland abgetreten

Das deutſchfeindliche Dänemark

Wie die Dänen deutſche und engliſche Priſenſchiffe behandeln
Berlin, 7. März. Jm Falle „Jgotz Mendi“ hat Däne-

mark einer däniſchen Bergungs geſellſchaft ver-
boten, der deutſchen Priſe Hilfe zu leiſt en. Sollte

dieſes Verbot der Erwägung entſprungen ſein, daß es einem neu-
tralen Staat verwehrt ſei, Handlungen in ſeinen Gewäſſern zu
zulaſſen, die eine Unterſtützung der Tätigkeit einer Priſe be-
deuten, ſo muß man ſich wundern, daß Dänemark dieſen
Grundſatz nicht auch engliſchen Priſen gegen-
über zur Geltung gebracht hat. Jn einem Falle, in dem eine
engliſche Priſe däniſche Gewäſſer angelaufen hat, hat das
Schiff dort die Unterſtützung gefunden, ohne die es ſeine
Reiſe nicht hätte fortſetzen können. Am 19. März 1916 lief näm
lich der Dampfer „Kong Jnge“, der auf der Fahrt nach einem
deutſchen Hafen von einem engliſchen U-Boot aufgebracht worden
war, aus Kohlennot als engliſche Priſe den däniſchen
Hafen Frederikhavn an. Sie erhielt dort anſtandslos die Kohlen,
um ihre Reiſe nach Leith fortſetzen zu können und fuhr noch am
Abend des 19. März ab. Man fragt ſich vergeblich, warum die
Dänen geſtattet haben, daß der engliſchen Priſe „Kong Jnge“,
die für ihre Weiterfahrt notwendige Unterſtützung zuteil wurde,
die Unterſtützung der deutſchen Priſe „Jgotz
Mendi“ aber verboten haben.

Unruhen in Chriſtiania
Chriſtiania, 7. März. Am Nachmittag und Abend fanden an

verſchiedenen Stellen der Stadt Unruhen ſtatt, an denen der
Mob beteiligt war. Vorwiegend jugendliche Perſonen drangen in
Läden und Bäckereien ein, plünderten die Läden und zertrüm-
merten Fenſterſcheiben. Jn der Karl-Johannſtraße wurde ein
großer Bäcker laden geſtürmt. Die Polizei nahm mehrere
Verhaftungen vor.

Die Jntervention Japans in Sibirien
London, 7. März. (Reuter.) „Daily Mail“ erfährt von

maßgebender Seite, daß die endgiltigen Vereinbarungen über die
Jntervention Japans in Sibirien jetzt grundſätzlich
entſchieden, aber ſo lange aufgeſchoben ſind, bis der Bericht des
britiſchen Botſchafters eintrifft, der den Auftrag bekommen hat,
ſich von der japaniſchen Regierung über die folgenden zwei
Punkte Gewißheit zu verſchaffen: 1. Ueber welche Bahnſtrecke der
transſibiriſchen Eiſenbahn will Japan ſeinen militäriſchen Schutz
und Polizeimaßnahmen ausdehnen? 2. Wird China Japan
unterſtützen und in welchem Umfange?

Der Warenverkehr mit der Ukraine
Wien, 7. März. Jm Miniſterium des Aeußern haben

unter dem Vorſitz des Botſchafters Grafen Forgach Be
ſprechungen begonnen, die den Ausführungen der den
Warenverkehr mit der Ukraine, insbeſondere
bie Regelung der Getreideausfuhr betreffenden Be
ſtimmungen des Friedensvertrages mit der
Ukraine gelten. Bei den Verhandlungen iſt die deutſche
Regierung durch den Botſchafter Grafen Wedel, den
Unlerſtaatsſekretär v. Grävenitz, Geheimen Rat Wied-
feld und Legalionsrat Boye vertreten. Die Verhand-
lungen werden im Veiſein
tortgeſetzt werden.
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Eigene
Bernburgerſtraße 30.

Verlag und Druck von Otto Thiele.

von ukrainiſchen Delegierten

Geſchäftsſtelle in Berlin und Berliner Schriftleitung
Fernſprecher Amt Kurfürſt Nru6296.

Halle Saale.

Kulturaufgaben nach dem Kriege
Wir dürfen es uns nicht verhehlen, daß dieſer Krieg

uns nicht nur ungeheure Opfer an Blut und Gut greifbarer
Art gekoſtet hat und noch koſten wird, auch unſer geiſtiger
Beſitz an Kultucwerten iſt in erſchreckender Weiſe zurückge-
gangen. Millionen unſerer Kulturträger ſtehen ſeit rund
vier Jahren im Felde und haben nichts dazu tun können
ihren Beſitz an Kultur weiter zu geben, ihn zu mehren oder
ſelbſt zu erhalten. Was in letzterer Beziehung in höchſ
dankenswerter Weiſe durch die mililäriſchen Behörden unter
dem Namen „Vaterländiſcher Unterricht“ betrieben wird,
reicht naturgemäß nicht aus, gerade die Kulturträger zr
fördern. Dieſer vaterländiſche Unterricht ſchafft ihnen
höchſtens Gelegenheit, Erworbenes in beſchränktem Um
fange und an Kreiſe weiterzugeben, denen es oft urſprüng
lich nicht einmal beftimmt war. Jhnen fehlt aber für
eigenes Weiterbauen Anregungsmöglichkeit in weitem Um
fange. Wer von ihnen einſtmals aus dem Felde zurück
kommt, wird ja dann ohne weiteres ſeine kulturſchaffende
Arbeit wieder aufnehmen, aber die Lücke, die dieſe Jahre in
ſein Wiſſen und ſeine Kraft geriſſen haben, werden bleiben
und ſich in der Geſamtſumme in der Kultur des Volkes not-
wendig bemerklich machen, rechnet man nicht einmal die auch
nach vielen Tauſenden zählenden Kulturträger, die der Tod
auf dem Schlachtfelde ereilt hat und die vielleicht gerade
unſere allerbeſten waren.

Deutſchlands Kultur iſt es, die uns dieſen Krieg ge
winnen läßt; ſie war es, die den Neid und Haß unſerer
Feinde hervorrief und die ſie von Anfang an mit wütendem
Eifer begeifert haben. Dieſe Kültur iſt es, die wir uns aus
dem allgemeinen Weltungklück, das dieſer Krieg bedeutet, er
re ten müſſcn, wobei, wenn wir optimiſtiſch ſein wollen,
vielleicht noch die Möglichkeit entſteht, unſere kulturelle Ent
wicklung auf eine neue Baſis einzuſtellen. gemachte Fehler
zu erkennen und in Zukunft zu vermeiden. Jn welcher
Weiſe das geſchehen kann, das zu erörtern, dazu iſt natürlich
der Rahmen eines Aufſatzes wie dieſer viel zu eng. Es darf
hier überhaupt nicht ein feſter Organiſationsplan angeſtrebt
werden; die Kultur als ſolche läßt ſich ja nicht in Feſſeln
ſchlagen. Aber es genügt vielleicht, wenn der Gedanke, der
hier angeregt wird, von allen Kulturträgern als richtig er
kannt und aufgegriffen und von jedem an ſeinem Teil nach
beſtem Wiſſen und Gewiſſen durchgeführt wird. Daß es
Aufgabe des Staates iſt, hier fördernd einzugreifen, wird
niemand leugnen, aber auch dieſe Förderung darf nichſ
zwangsläufig ſein. Es darf nicht zu einer Reglemen'ierung
oder gar Kaſernierung der Kultur kommen; es wird und
muß genügen, wenn der Staar alle erdenklichen Mittel auf
bietet, um die Kulturträger zu fördern, und zwar nicht nur
ideell, ſondern auch vor allem wirtſchaftlich. Sie gehören ja
zumeiſt dem Mittelſtande an, der durch den Krieg in be
ſonders ſchwerer Weiſe geli'ten hat. Der Staat wird aus
Dankbarkeit gegen die Erfolge der deutſchen Kultur und
aus Selbſterhaltungstrieb darauf bedacht ſein müſſen, große
Mittel für die Kulturarbeit nach dem Kriege zur Verfügung
zu ſtellen. Sie darf aber nicht, wie dies heute durch einzelne
Behörden in durchaus wohlmeinender, aber ſicher verkehrter
Weiſe erfolgt, zum Schema werden.

Die deutſche Kultur muß auch nach dem Kriege ihren
Selbſtzweck behalten und ihre Befriedigung in ſich finden.
Es wird genügen, wenn der Staat durch geſchickte Führung
den Nutzen für die Allgemeinheit zu ziehen weiß.

Lſoyd Georges „Jrrtümer“
Amſterdam, 6. März. Die engliſche Wochenſchrift

„Truth“ erklärt, ſie könne in Zukunft den Mittei-
lungen Lloyd Georges über den U-Bootkrieg
nach den un richtigen Angaben, die er bisher
darüber gemacht habe, nicht mehr trauen. Jm Auguſt
habe er erklärt, daß im erſten Halbjahre 1917 404 000 Ton-
ne Handelsſchiffsraum erbaut worden ſeien und daß in der
zweiten Hälfte 1090 000 Tonnen vollendet werden würden.
Nach den Angaben Bonar Laws im Unterhauſe ſeien aber
nur wenig mehr als 60 Prozent davon hergeſtellt worden.
Lloyd George habe ferner im Auagnſt mitgeteilt, daß
330 000 Tonnen durch Kauf erworben worden ſeien,
während tatſächlich nur 170 000 Tonnen gekauft wurden.
Einen dritten Jrrtum habe Lloyd George begangen, indem
er verſprach, daß im Jahre 1917 der engliſche Schiffsraum
um 1 904 000 Tonnen vermehrt werden würde, während
dieſe Vermehrung tatſächlich nur 1333 474 Tonnen be-
tragen habe, eine Uebertreibung von 42,8 Prozent.
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Die ſpaniſche Militärreform
Madrid, 7. März. (Reuter.) Das Kabinett entſchied

für die Militärteform, Eine Kriſd beſteht
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wehenSitzung vom 7. März 1918.
Am Miniſtertiſch: Breitenbach.
Präſident Graf Schwerin-Löwitz eröffnete die Sitzun

um 11 Uhr 20 Minuten.
Fortſetzung der zweiten Beratung des

Staatshaushaltsplanes beim Haushalt der
Eiſenbahnverwaltung; wirtſchaftliche und finanz-
techniſche Fragen.

Abg. Lippmann (Fortſchr. Vpt.): Das ganze Haus zollt
einmütig den Beamten und Arbeitern der Eiſenbahnver-
waltung Anerkennung und Vertrauen. Das Perſonal iſt
aber überlaſtet und leidet unter der ungenügenden Ernäh-
rung. Damit hängt die erhebliche Steigerung der Unfall
ziffer zuſammen. Wir ſtimmen der Verlängerung des
Finanzabkommens zu. Wir erwarten, daß der Miniſter
auch bei weiteren Tariferhöhungen im Einvernehmen mit
dem Hauſe handeln wird. Durch die Tarife der Eiſenbahn
darf der Verkehr auf den Waſſerſtraßen nicht lahmgelegt
werden. Die Einnahmen aus den Zuſchlägen zum Per
ſonen- und Güterverkehr werden auf 389 Millionen Mark
jährlich geſchätzt. Aus der Zuſammenlegung der Klaſſen
ſollen fich weitere erhebliche Erſparniſſe erzielen laſſen. Es
iſt eine falſche Annahme, daß nach dem Kriege zur Wieder-
herſtellung des alten Standes der Betriebsfähigkeit der
Eiſenbahren ungeheure Mittel notwendig wären.

Abg. Dr. Macco (Natl.): Wir ſind nicht mit allen Ein
zelheiten des zyinanzabkommens einverſtanden. Die Beſſer-
ſtellung der unteren Beamten und Arbeiter iſt zu begrüßen
gegenüber den Beſtrebungen gewiſſenloſer Agitatoren, die
Arbeitsfreudigkeit und Tätigkeit der Eifenbahner un-
günſtig zu beeinfluſſen. Die Hauptaufgabe der Staats
eiſenbahnen iſt die wirtſchaftliche Hebung des Landes, dann
dürfen die Einnahmen aber nicht dazu benutzt werden, um,
den Staatshaushalt im Gleichgewicht zu halten.

Abg. Leinert (Soz.): Die Eiſenbahnverwaltung muß
von der Finanzverwaltung unabhängig und ein reines
Verkehrsmittel werden. Wir verlangen, daß Tariferhöhun-
gen nur auf Grund geſetzlicher Regelung vorgenommen
werden dürfen, da ſie durchaus unſozial wirken. Die vierte
Klaſſe muß Sitzplätze für alle ihre Fahrgäſte erhalten und
auch in den D-Zügen fahren. Der ReklameMonopolver
trag der Eiſenbahnverwaltung mit dem Verleger der Nord
deutſchen Allgemeinen Zeitung bringt dem Unternehmer
ungeheure Einnahmen, die die Eiſenbahnverwaltung ſelbſt
erzielen könnte.

Abg. Dr. v. Woyna (Freikonſ.): Wir vertrauen darauf,
daß die Eiſenbahnverwaltung die fiskaliſchen Jntereſſen bei
dem eben erwähnten Vertrage genügend gewahrt hat.

Miniſter v. Breitenbach: Der Abg. Leinert zeigt kein
Verſtändnis dafür, daß alle unſere Verwaltungsmaßnahmen
unter dem Druck des Krieges ſtehen. t
ausführen, was wir im Frieden beſtimmt ablehnen würden.
Der Abg. Leinert hat die Tarifreform als unſozial bezeich-
net. Heute muß jeder an den allgemeinen Laſten mittragen.
Die Arbeiterwochenkarten bleiben von der Verkehrsſteuer
frei. Herr Leinert beklagt die Einſchränkung der Sonn-
tagsfahrten. Zunächſt kommt in ſozialer Beziehung das
Intereſſe unſeres Perſonals in Betracht. Der Vertrag mit
dem Verleger der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung
bringt nur eine geringfügige Nebeneinnahme für die Eiſen
bahnverwaltung. Weder fiskaliſche noch politiſche Momente
ſpielen dabei mit; der Vertrag hängt nicht im geringſten
mit den Kundgebungen der Norddeutſchen Allgemeinen
Zeitung zuſammen. Für die Ernährung des Perſonals,
namenilich des Fahrperſonals, tut die Eiſenbahnverwaltung
alles irgendwie mögliche. Dem Miniſterium iſt ein Er
nährungsbeirat angegliedert, LebensmittelAusſchüſſe
wurden gebildet, Lebensmittel-Kontrolleure angeſtellt. Von
der geplanten Erhöhung der Tarife konnte dem Landtage
nicht vorher Kenntnis gegeben werden. Die Eiſenbahnver-
waltung hatte bei der Aufſtellung der Ausnahmetarife die
Landesintereſſen im Auge und hat den Waſſerſtraßen nie-
mals Konkurrenz gemacht. Es iſt bemängelt worden. daß
die Eiſenbahnverwaltung nur zögernd von neuen Erfin-
dungen Gebrauch mache. Bei der Einführung neuer tech
niſcher Erfindungen müſſen große Verwaltungen vorſichtia
ſein. Bei allen Maßnahmen meiner Verwaltung gilt der
GSrundſotz: Alles hergeben was möglich iſt, aber die Zu
kunft vorbereiten.

Nach kurzen Ausführungen des Abg. Lippmann (Fortſchr.
Vpt.) ſchloß die allgemeine Beſprechung.

Es folgte die Beſprechung der Arbeiter
en.n SchmidtGonz (Ztr.)? In allen großen Städten

und Jnduſtriegegenden herrſcht Wohnungsmangel, nament
ich fehlen kleine Wohnungen. Die Verwaltung muß in
dieſer Beziehung für die unteren Beamten und Arbeiter
ſorgen, ebenſo in der Ernährungsfrage. Arbeiter und Be
amten müſſen ausreichenden Erholungsurlaub erhalten. Ein
Ausbau der Arbeiterausſchüſſe iſt erforderlich.

Abg. Wagner- Breslau (Freikonſ.) Das Akkordweſen
muß geregelt werden. Genügend Erholungsurlaub muß
gewährt werden. Der achtſtündige Arbeitstag iſt grund-
ſätzlich einzuführen.m t März. 11 Uhr vormittags. Außerdem: Handelseta

Schluß 44 Uhr.

und Beamten-

Deutſchland leiſtet Schadenserſatz
Haag, 7. März. Das Miniſterium des Aeußern teilt

mit, daß die deutſche Regierung der Hilfs-
kommiſſion für Belien den durch den Angriff eines
UBootes auf den niederländiſchen Dampfer „Rijindijk“
im April 1916 verurſachten Schaden vergütet hat.
Der am Dampfer ſelbſt angerichtete Schaden iſt bereits
früher von ihr erſetzt worden.

Sammlung von getragenen Kleidungsſtücken
Berlin, 7. März. Das mehrfach verbreitete Gerücht,

die Reichsbekleidungsſtelle beabſichtigte eine allgemeine Be
ſchlagnahme der im Privatbeſitz befindlichen Männer-Ober-
kleidung beſtätigt ſich nicht. Eine Beſchlagnahme iſt nicht in
Ausſicht genommen, vielmehr nur eine zuſammenfaſſende,
gleichmäßig über das ganze Reich ſich erſtreckende Or
aniſation der freiwilligen Abgabe undr r von getragenen Kleidungs

t ücken

Wir müſſen vieles

Geddes über den U-Bootkrieg
London, 5. März. Geddes erklärte im Unter

hauſe zum Flottenetat:
„Man darf ſagen, daß der Seekrieg eine Kraftprobe

zwiſchen dem feindlichen U-Boot und unſeren Maß-
nahmen in ſeiner Bekämpfung ſich im ganzen im ſteigenden
Maße zu unſerem Vorteil gewendet hat. Gelegentliche Ueber
fälle auf unſere Geleitzüge und auf die engliſche Küſte ſind die
natürliche Folge davon, daß der blockierte Feind verſucht, die
blockierende Flotte zu beunruhigen. Die Ausfahrt von „Göben“
und „Breslau“ ſcheint ähnlichen Charakters zu ſein. Die „Göben“
iſt noch immer ein wirkſames Kriegsſchiff, aber der Verluſt der
„Breslau“ wiegt den Verluſt unſerer beiden gleichzeitig vernich-
teten Monitore reichlich auf. Die Haupttätigkeit der britiſchen
Flotte liegt in den heimiſchen Gewäſſern, dem Hauptfeld der
Operationen der feindlichen U-Boote. Auf das Mittelmeer
entfallen etwa 30 Prozent des Verluſtes von Handelsſchiffen.
Bisher ſtanden die dortigen Seeſtreitkräfte der Alliierten in den
verſchiedenen Abſchnitten des Mittelmeeres unter verſchiedenem
Kommando, jetzt haben wir auch dort eine alliierte Front durch
einen Flottenrat der Verbündeten. Auf Erſuchen der
griechiſchen Regierung helfen britiſche Seeoffiziere bei
dem Wiederaufbau der griechiſchen Flotte und Werften. Die
reorganiſierten Seeſtreitkräfte Griechenlands arbeiten bereits
ſehr wirkſam im Mittelmeer mit. Die alliierte Flotte wird in
kurzem durch braſilianiſche Kriegsſchiffe verſtärkt
werden. Das Zuſammenwirken zwiſchen Großbritannien und den
Vereinigten Staaten iſt vollkommen einheitlich. Die Kurve der
Handelsſchiffverluſte bewegt ſich noch weiter in abſteigender
Richtung. Der Verluſt des Welttonnen-Schiffsraumes im
Februar betrug nur etwas über die Hälfte deſſen vom Februar
1917. Während der fünf Monate bis zum 28. Februar 1918 war
der Weltſchifferaum-Verluſs 10 Prozent geringer als während
der entſprechenden fünf Monate im Jahre 1917.“

Geddes ſprach aber dann über die Notwendigkeit, den
Schiffsban mit allen möglichen Mitteln zu ſteigern und fuhr
dann fort: „Die feindlichen U-Boote werden in vermehrter An-
zahl zerſtört. Die Beſatzungen ſträuben ſich in wachſendem
Maße gegen die Ausfahrt (1). Man nimmt an, daß einige Mo-
nate lang engliſche und amerikaniſche Streitkräfte in den heimi-
ſchen Gewäſſern ſoviel U-Boote verſenkt haben, wie gebaut
werden können. Der Feind ſchreibt die Abnahme ſeiner Erfolge
dem ſtarken Rückgang der Zahl der Handelsſchiffe auf See zu,
aber dies iſt nicht richtig. Das Geleitſyſtem iſ erheblich ent
wickelt worden. Ueber 35 000 Schiffe wurden geleitet und die
Verluſte waren ſehr gering. Dadurch, daß in jüngſter Zeit die
U-Bopotsangriffe näher an der Küſte ſtattfanden, konnten wir
häufiger den Feind durch patroullierende Waſſer- und Luftfahr-
zeuge angreifen. Die verbeſſerten Bergungsmaßnahmen haben
die Wiederherſellung einer großen Anzahl geſchädigter Schiffe
zur Folge, allerdings in der Aufwendung von ſehr viel Arbeit
und Material, die ſonſt dem Bau neuer Schiffe dienen könnte.“

Den Wert der engliſchen Behauptungen erkennt man
am beſten an der Geddeſchen Verleumdung, daß die deut
ſchen UBootsBeſatzungen ſich „in ſteigendem Maße“ gegen
die Ausfahrt ſträuben. Unſere Blaujacken ſollen ſich
ſträuben, wenn es gegen die Engländer und ihre Hunger-
blockade geht!

Zur Unterzeichnung des Friedensvertrages-
mit Rußland

Der amtliche Heeresbericht vom 3, März, abends, gibt
die Unterzeichnung des Friedensvertrages mit Rußland be-
kannt und infolgedeſſen die Einſtellung der mili
täriſchen Bewegungen in GroßRußland.Damit wird in Groß- Rußland zunächſt auf den Linien, die
durch unſere vormarſchierenden Truppen erreicht worden
ſind, wieder zur ſtrategiſchen Sicherung übergegangen wer-
den, d. h., unſere Truppen in Groß- Rußland werden mit
Gewehr bei Fuß die weitere Entwicklung der Dinge und
W Durchführung der Friedensbedingungen abzuwarten

aben.
Von einer Einſtellung der militäriſchen Hilfe-

leiſtung außerhalb Groß- Rußlands iſt nicht
geſprochen worden. Das einmal übernommene Unter
ſtützungs- und Befreiungswerk Livlands, Eſtlands und der
Ukraine wird ſelbſtverſtändlich innerhalb dieſer Länder
durchgeführt werden. Dort iſt noch eine ganze Menge Ar-
beit zur Sicherung der Länder zu verrichten, plündernde
Banden im Rücken unſerer Truppen müſſen zerſtreut und
feſtgeſetzt werden, Ordnung und Sicherheit gilt es wieder
herzuſtellen. Auch die Grenzen dieſer Länder gegen Groß-
Rußland müſſen ſtrategiſch geſichert werden; bis zur mili
täriſchen Erſtarkung der genannten Staaten werden alſo
unſere Truppen hieran mitzuwirken haben. Recht unge
klärt erſcheint die Lage in Finnland, wo uns ebenfalls
Regierung und Volk dringend um Hilfe gebeten haben. An
der Erſtarkung dieſes Landes und der Wahrung ſeiner
Grenzen haben wir ebenfalls großes Jntereſſe, da nur ein
ſtarkes Finnland ein gewiſſes Gleichgewicht gegenüber
Groß- Rußland bilden kann, von deſſen ehrlicher Durch
führung aller Friedensbedingungen wir nach allem Voran-
gegangenen nicht ohne weiteres überzeugt ſein können.

Kriegsſteuern bei uns und
unſeren Feinden

Von Wirkl. Geh. Oberfinanzrat Dr, Schwarz Berlin.
I.

Schon vor dem Kriege wurde in der Literatur mehrfach die
erörtert, ob es richtig ſei, einen Krieg nur mit Kriegs

anleihen zu finanzieren oder daneben auch Kriegsſteuern zu
erheben, und von angeſehener wiſſenſchaftlicher Seite in erſterem
Sinne beantwortet.“)

England, das in den letzten Jahrhunderten die meiſten Kriege
und in den verſchiedenſten Weltgegenden geführt hat, hat im
Gegenſatz hierzu den Grundſatz, einen möglichſt großen Teil der
Kriegskoſten aus Steuern zu decken, infolge vielfacher Erfah
rungen auf dieſem Gebiete, ſchon lange als ungeſchriebenes
Geletz betrachtet und auch in dieſem Kriege als erſter Staat die
Steuerſchraube beſonders kräftig angezogen, was ihm inſofern
erleichtert wurde, als es ſchon im Frieden ſein Steuerſyſtem in
dieſem Sinne ausgebaut hatte. So konnte es ſich lediglich durch
Erhöhung der Steuerſätze der hauptſächlichſten Steuerobjekte,
namentlich des Einkommens ſowie einiger Zoll- und Acciſe-
gegenſtände (Tee, Bier, Tabak, Branntwein) große Steuerbeträge
ſichern. Andere kriegführende Kontinentalſtagaten, wie Deutſch
land, Frankreich, Oeſterreich- Ungarn glaubten anfänglich der
Anziehung der Steuerſchraube entbehren zu können, nur Ruß-
land wurde durch die Aufhebung des Branntweinmonopols bei
Kriegsbeginn gezwungen, ſich ſogleich einigermaßen Erſatz dafür
zu beſchaffen. Jm weiteren Verlauf des Krieges haben ſich aber
auch die anderen vorgenannten Mächte genötigt geſehen, dem

Siehe u. a. die Schrift von Dietzel „Kriegsſteuer oder
Kriegsanleihe von 1912 und meine Beſprechung derſelben in den
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e

ie en ri epaterer n Kriege teilnahmen. Italien und ſie gern in
Ve at Vorteile der E von Kriegeſtenern ſi e

ie r t ern ſind,lich bei länger dauerndem Kriege, in der Tat in die Auge
ſprin Steuern fördern den Spartrieb noch mehr wie
leihen und wirken infolgedeſſen auch mehr wie letztere der
flation entgegen, welche letzten Endes eine Folge ſteigen
Warenbedarfs bei Verminderung der Warenproduktion i
fließen ferner, einmal eingeführt, im Gegenſatz zur
alljährlich. Sie erleichtern den wirtſchaftlichen Aufbau n
Kriege. Sie gleichen den Nachteil, der darin liegt, daß der S
feine Ankäufe und Beſtellungen im Kriege mit dem Mehr at
des Friedenswertes bezahlen muß, in etwas d aus,
den gleichzeitig erhöhten Verdienſten der Einzelwirtſ en ſie
erhöhte Stuerquoten abnehmen. Jm übrigen wirken Steuer
Kriege erheblich weniger hemmend auf die Volkswirtſchaft w. im
Friedenszeiten, weil die Vorausſetzungen für die Rentabſt J
der Betriebe im Kriege meiſt von 3 anderen Vorausſezuge
abhängen als von der Höhe der durch Steuerleiſtungen gehe
geren Produktionstoſtenn Kriegsſteuern ſtärken erle e
Kredit eines Landes im Jn und namentlich im Auslande, n
ſie die Zinszahlung der Kriegsanleihen ſogleich ſicherſtellen
damit nicht nur den feſten Willen, ſondern zugleich auch
Satz Landes, ſeinen Schuldverpflichtungen gerecht zu werden
erhärten.

Wenn man ſich nach dem Obengeſagten gegenwärtig
daß allmählich alle kriegführenden Großmächte mehr und mehr
kräftigem Anziehen der Steuerſchraube übergegangen ſind t
wird man nach den Erfahrungen des gegenwärtigen Krieges wo
berechtigt ſein zu ſagen. daß die Frage: Kriegsanleihe o
Kriegsſteuern“ beute praktiſch in dem Sinne entſchieden worden
iſt: Kriegsanleihe und Kriegsſteuern.“

Würde ſchon dieſe Erkenntnis es erklärlich wachen, daß ſiemit Frotſchreiten des Krieges das Intereſſe für Steuerfragen t
weiteren Kreiſen der Bevölkerung zu mehren beginnt, je m
dieſes Jntereſſe mit nahendem Kregsende auch um deswilet
immer mehr zunehmen, weil ein wirtſchaftlich geſundes Statt
weſen jedenfalls ſpöteſtens unmittelbar nach Friedens
ſchluß die Deckung der aus den Kriegsſchulden erwachſene,
Zinsverpflichtungen aus laufen Cinnahmequellen bewirken mu

Die im Kriege eingeführten Steuern werden, wenn ihrer
auch vielfach von vornherein nur ein proviſoriſcher Charokte
beigelegt worden iſt, nach dem Kriege meiſt wenigſtens t
Zeitlang noch forterhoben werden. Selbſt die Kriegsgcwinnſteue,
wird nicht ſofork mit Kriegsſchluß verſchwinden. Um ſo ehe
dürfte ein kurzer Ueberblick über die Art der in den hauptſag
lichſten kriegführenden Ländern durchgeführten Kriegss ſteuer
auch für die Frage zukünftige r Steuerformen von Ven
ſein Bei einer ſolchen Betrachtung ergibt ſich, daß, wenn
von der Kriegsgewinnſteuer, die ein eigenſtes Produft den
Krieg s iſt, abſehen, in der Erfindung gang neuer Steuerformer
im allgemeinen während des Krieges nicht allzuvie! geleiſtet
worden iſt. In erſter Linie ſteht dabei immer noch das Deuſſ
Reich.

Deutſches Reich.
Jm Deutſchen Reiche, wo allerdings erſt m Jahre 1t6 di

erſten Steuererhöhungen ſta n, 5 letz re bereits
eine bisher noch nirgends durchgeführte Warenumſatzſteuer en.
ſtelle der von der Regierung vorgeſchlagenen Quittungsſteuer
in Höhe von 1 v. T. der Warenumſätze, welche 225 Mill. War

Fri

Tabak, Zigareitenſteuer, des Frachturkundenſtempels und ein
Erhöhung der Poſt, Telegravhen und Telepßongebühren ſar,
Aus letzteren Quellen wurden zuſammen 400--450 Millionen
Mark erwartet. Weitere laufende Steuererhöhungen hrachte de
Jahr 1917 mit einer ebenfalls ganz neuen Kohlenſteuer vor 509
Millionen (20 v. H. der Kohlenförderung), einer ferneren Fr-
höhung des Frachturkundenſt-mpels (258 Millionen) und einer

nunmehr ein laufendes Steuermehr von zuſammen eiwa
Milliarden Mark erzielt worden iſt.

Neben dieſen laufenden Steuern her geht die im Juni 1917

Vermögenszuwachſes im Kriege abgeſehen vom Erbzuwachs)
darſtellt und ſtaffelförmig ausgebaut iſt, mit 5 v. H. bei Einzel
perſonen und 10 v. H. bei Aktiengefellſchaften bei gerimerem

Zuwachsſtufen endigt. Vermögen, die ſich nicht unter 10 v. H.

8. April 1917 wurde zu dieſen Sätzen ein Zuſchlag von W v. H.
erhoben. Der Ertrag der Steuer wird auf 529 Milliarden Mark
geſchätzt. Eine Sonderbeſteuerung
brachte weitere 300 Millionen.

an neuen und erhöhten Steuern vorgeſehen, über deren Zu
ſammenſetzung im einzelnen noch nichts verſautet. Würden ſie

Jahresvermehrung auf etwa 4 Milliarden Mark anſteigen.

ſtoaten und Gemeinden im Wege von Zuſchlägen zu den direkten

Millionen Mark an Mehrſteuern erhoben.
Das Deutſche Reich iſt, wie wir noch ſehen werden, trotz der

es falſch, hieraus auf eine geringere Finangzkreft
ſchließen. Die weit höheren

wohl wäre
Deutſchlands

beredte Sprache Ein Volk, das
Anleihen r konnte, als England, kann dieſem an
Steuerkraft n

wirtſchaft.
rungspolitik vor, die eine ganze Reihe von Urſachen hat, 3

und Einkommens wie in England

Kriegsſteuerpolitik ſchließen. Für
mwamentlich auch während der Uebergangswirtſchaft für uns ſehr

Mittelmächte würden die Kandidatur des Fürſten i
helm von Hohenzollern, des Bruders des Königs Ferdi-

gegen Rumänien teilgenommen habe.

Eine neue Votſchaft Wilſons
Genf, 7. März. „Echo de Paris“ zufolge ſteht eine

Frieden unmittelbar bevor.

jährlich erbringen ſollte. Des weiteren fand eine Erhöhung der

Perſonen und Güterverkehrsſteuer (58 Millionen), ſo daß damit

eingeführte Kriegsgewinnſteuer, die eine Beſteuerung jeglichen

Zuwachs beginnt und mit 50 v. H. bezw. 45 v. H. bei den höchſten

im Kriege vermindert haben, werden für die dieſen Betrag kern
ſteigende Summe mit 1 v. H. Steuer belegt. Durch Geſetz vor

der Reichsbank im Kriege

Im neuen Reichsetat für 1918 ſind weitere 28 Milliarden M.

zum größten Teil laufende Steuern ſein, ſo würde damit ihre

Neben dieſen Kriegsſteuern im Reich haben auch die Einzel

Steuern, namentlich die Einkommenſteuer, moch mehrere hundert

an ſich nicht unbeträchtlichen Summen, namentlich gegenüber den
Steuerleiſtungen Englands immer noch im Rückſtande. Gleich

Summen lang
friſtiger Anleihen, die wir im Kriege aufgebracht haben (73 gegen
41,4 Milliarden Mark in England), veden demgegerüber eine zu

ſoviel mehr an langfriſtigen

nachſtehen. Denn ſchließlich fließen beide Ein
nahmearten aus der gleichen Ouelle der eirrheimiſchen Volk

Es liegt nur eine verſchiedenartige Kriegsfinanzie

Hemmungen, die im bundesſtaatlichen Charok er liegen, Folgen
der Blockadepolitik, anderweitige Verteilung des Volkevermögent

Der neue Reichseiat läßt auf eine kräftigere Betonung der
die inländiſchen und für die

wichtigen ausländiſchen Kapitaliſtenkreiſe wäre es von großem
Werte, wenn das im Etat vorgeſehene Steuermehr wöolich
veſtlos und einſtimmig von unſerer Volksvertretung bewilligt

würde. (Weitere Aufſätze folgen.
Thronwechſel in Rumänien?

Baſfel, 7. März. Havas berichtet aus Paris. u
„Figaro“ verlangen die Zentralmächte die Abſetzung
des Königs Ferdinand von Rumänien und die Ler
zichtleiſtung einer direkten Nachkommenſchaft auf den Thron. Die

nand, unterſtützen, der unter Macken ſen an den Operationer

Dem
Kongreßbotſchaft Wilfong über den ruſſiſchen
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Quälereien deutſcher Gefangener

ließen
cm lein
war. Güterwagen beförbert, aus dem gerade erſt ein Transport
e e ausgeladen war. Jn dieſen von Schmutz ſtarrenden Wagen
Ffe die armen Gefangenen. die viſch.
wen hatten, während ihrer dreitägigen Reiſe in Ermangelung
et bgelegenheit auf dem Miſt, bis ſie in Quibéron ausgeladen
dere in ein

ren et t wurde. Die Zuſtände in Quibéron waren ekei
i Obgleich viele Gefangene an Ruhr litten, ſtanden

rt.
Landwehrmann Sch. Hat, wie faſt alle ſeine Leidens

er 128. Jahrgang 211. Halleſche Zeitung, Landeszeitung für die Provinz Sachſen, für Anhalt und Thüringen Freitag, den März 1918

in Hrankreich
ſchon mehrfach Gelegenheit, unſeren Leſern von

zu berichten, die unſere Gefangenen von
r Seite erleiden müſſen. Ein ſchlagender Beweis für

unglaubliche S rn des Feindes iſt der Fall eines
mannes Sch.,, der in der Marneſchlacht bei Reims mit

r Verwundeter gefangen genommen wurde. Der
gen wurde von Dragonern angehalten Ein Offizier
als erſter heran und ſtach mit ſeinem Säbel in die

des Wagens, in dem 9 Verwundete lagen. Ein
chuß Verwundeter wurde vom Bock des Wagens in den

n geworfen. Bei einem vergeblichen Fluchtverſuch
von dem Transport geirennt. Er kam zu einer

wo ihm und 15 weiteren Gefangenen Schuhe,
ger und Uniformknöpfe abge nommen wurde. Weil er

nem Schwager gehörige Uhr bei ſich trug, wäre er
he erſchoſſen worden. Die Gefangenen mußten ſich

den von unſeren Truppen verfolgten Franzo'en an
n und wurden, nachdem ſie während 4 Tagen nur einmal

es Stückchen Brot und eine ſogenannte Suppe aus
Waſſer erhalten hatten, vom Bahnhof Fismes aus in

die ſich inzwiſchen auf 500 ver

Fort gebracht wurden. Die ganze Nahrung auf dem
beſtand in einem Pfund Brot, das ihnen am zweiten

etre offene, im Zimmer befindliche Kübel zur Verfügung.
l enes fünfmonatlichen Aufenthaltes diente dem S.
ren Mitgefangenen nur eine dünne Stroh ſchicht ohne jede
e ung als Lager. Dies war um ſo grauſamer, als krotz der
n Winterkälte die Räume niemals geheizt wurden, obwohl
befen vor

ba
m er ü ergeführt worden war, bei land wirtſchaftlichen Ar

peiten mit einer Axt ſchwer, ohne daß er einem Arzt vorgeführt
purde. Kurz vor dem Austauſch wurde Sch. mit etwa 800 Mann
z der Herſtellung von Protzkäſten veſchäftigt. Als die Ge

nen aus Gewiſſensbedenken die Arbeit nicderlegten, wurden
é Tage lang, teils ohne Nahrung, teils bei Waſſer und Brot,

en, die ganze Stufenleiter franzöſiſcher Grauſamkeit durch
müſſen. Es iſt bezeichnend für die G.fühlsrohert des

emöſiſchen Volkes, daßz es immer wieder die Wut über ſeinee Unterlegenheit an wehrloſen Gefangenen aus!läßt,

Ein Breslauer „Kupfer“ Prozeß
FHreslau, 7. März. Vor der Strafkammer hatte

h die Ehefran des Magiſtratsbüroaſſiſtenten Gohla
egen Betrugs und Beamtenbeſtechung zu verantworten.

e Angeklagte hatte ganz im Stile der verurteilten Frau
jupfer gegen eine Million Mark erſchwindelt; ſie zahlte
ren Gläubigern 80--90 Prozent Zinſen. Der Luxus, den
je trieb, war ungeheuer; von einem Berliner Geſchäft be
g ſie pro Woche für 1900 Mark Geflügel, alſo im Jahr

r 50 000 Mk. Der Lieferant gehört zu ihren Geldgebern.
Frau Gohla wurde wegen Betruges in 11 Fällen,
wegen Beamtenbeſtechung und wegen Lotterievergehen zu
geſamt ſechs Jahren Gefängnis und fünf
Fahren Ehrverluſt und 1800 Mk. Geldſtrafe, der
khemann Gohla wegen Beihilfe zum Betruge in
deun Fällen zu einem Jahre Gefängnis und
gen Loiterievergehen zu 300 Mk. Geldſtrafe ver
prieilt. Das Gericht hatte dabei als ſtrafmildernden Um
und in Betracht gezogen, daß die Gläubiger der Frau
Fohla zum größten Teil ihr Schickſal mit verſchuldet haben,weil ſe ſtille Teilhaber an einem Wuchergeſchäft ſein

Provinz Sachſen und Umjeoung
Der Verlauf der Frühjahremeſſe

x. Leipzig, 7. März.
Während auf den bisherigen Kriegsmeſſen und teilweiſe

auch auf den Friedensmeſſen das Geſchäft in einzelnen In
duſtriezweigen oft ſchon nach dem erſten Tage eine Einſchrän-
kung erfahrem hat, iſt in bisherigen der diesmaligen Frühjahrs-meſſe von Tag zu Tag eine Junahme der Umſätze ein
getreten. Der Grund hierfür mag zu einem micht geringen Teil
in dem Friedensſchluß mit Rußland zu ſuchen ſein, der die an
ſich zuverſichtliche Stimmung auf der Meſſe noch gehoben hat. Auch das Frühlingswetter, von dem die Meſſe Je

günſtigt iſt, ſcheint das Geſchäft vorteilhaft zu beeinfluſſen. Sehr
viele Ausſteller können umfangreiche Aufträge verbuchen, wobei
immer wieder darauf hi zuweiſen iſt, daß der Abſatz noch größer
ſein würde, wenn die Produktion mit dem Konſum Schritt zu
halten vermöchte.

Jn der Vorausſicht, daß ſich auf der Meſſe ein Kampf u
die Ware entwickeln würde, waren einige Einkäufer geraume
Zeit vor Eröffnung der Meſſe in Leipzi eingetroffen, um wo
möglich ſchon am Freitag oder Sonnabend der vergangenen
Woche ihre Aufträge unterzubringen. Jm allgemeinen ſind
ſolche Verſuche, die dem Anſehen der Meſſe ſchaden von den
Ausſtellern abgewehrt worden. Die maßgebenden Stellen wer-
den dafür Sorge tragen, daß in der Folge das „Vorgeſchäft“
ganz unterbleibt. Hier wird dieſer Uebereifer nur deshalb er
wähnt, um zu zeigen, wie ſehr ſich im Laufe des Krieges das
Verhältnis zwiſchen Verkäufer und Käufer gewandelt hat.
Nicht der Verkäufer ſucht mehr den Käufer, ſondern der letztere
greift in ſeinem Drange nach Ware wenn auch vereinzelt
zu Mitteln, die man faſt als eine beſondere Art unlauteren
Wettbewerbs bezeichnen kann.

Wer die Meßpaläſte in dieſen Tagen durchwandert, wird
nicht ohne weiteres an einen Warenmangel glauben wollen; ſo
reichhaltig iſt das Bild, das die Frühjahrsmeſſe hinſichtlich der
ausgeſtellten Erzeugniſſe bietet. Jndes wir dürfen ſtaunen
über die hohe Leiſtungsfähigkeit, die die deutſche Jnduſtrie
mitten im Kriege aufweiſt, wir dürfen aber auch nicht ver
ſchweigen, daß für narche der Waren die als Muſter gezeigt
werden, von den Fabrikanten eine ſehr lange Lieferfriſt be-
anſprucht wird. Einzelne Ausfteller lehnen die Annahme neuer
Kunden ganz ab, doch wird wohl in allen Fällen den Wünſchen
der aus dem Auslande gekommenen Einkäufer beſo ders ent
gegen zu kommen verſucht. Bei gewiſſen minderdringlichen Er
zeugniſſen kann der Verkauf überhaupt nur nach dem Auslande
erfolgen, weil die Zuweiſung von. Rohmaterial an den Fabri-
kanten nur für den Zweck des Exports der in Frage kommenden
Produkte erfolgt. Das gilt zum Teil für die Mufikinſtru-
:nenten-JInduſtrie, wobei erwähnt werden darf, daß die
Pianoforte- Fabrikation diesmal ſtärker auf der
Meſſe vertretem iſt als im Herbſt und im Frühjahr v. J. Für
Rechnung des Auslandes, namentlich der Ukraine, wurden
große Poſten Mundharmonikas auf der Meſſe beſtellt.
Die Nachfrage nach Klavierſpiel-Apparaten konnte
wegen der Materialſchwierigkeiten nicht befriedigt werden. Jn
Grammophonen ſollen gute Umſätze zuſtande gekommen
ſein. Die Spielwaren- Induſtrie konnte nicht allen
Wünſchen entgegen kommen, doch iſt die Lieferurgsmöglichkeit
hier keineswegs unterbunden. Sehr reges Leben herrſchte im
den Räumen der Papierwarenmeſſe und in denen der
Nahrungsmittelmeſſe. Auf der letzteren ſind wieder
ſehr viele Erſatzſtoffe ausgeſtellt. Das Angebot in Seifen-
Erſatzſtoffen und in ähnlichen Erzeugniſſen ſcheint ſogar
die Nachfrage zu überwiegen, ſo daß hier nicht alle Ausſteller
ihre Hoffnungen erfüllt ſehen. Dagegen ſind die Fabrikanten
der Textilwaren und Textilerſatz- Artikeln mit
dem Geſchäft recht zufrieden. Auch für Batiks beſtand im all
gemeinen guter Begehr. Eine über Erwarten große Nachfrage
zeigt ſich für kunſtgewerbliche Erzeugniſſe, wie überhaupt Luxus-
artikeh zumeiſt ſind es allerdings nur die wertvollen Produkte,
die ſehr ſtark gekauft werden.

Der Andrang iſt in allen Meßpaläſten ſehr groß, und wenn
die Beſucher auch in erſter Reihe aus Jntereſſenten beſtehen, ſo
wird doch zugunſten einer glatten Geſchäftsabwicklung bei den
kommenden Meſſen noch ſchärfer als bisher darauf Bedacht
nehmen ſein, daß unbefugte Schauluſtige von den Meßvpaläſten
ferngehalten werden.

e. Merſeburg, 7. März. (Der Ortsausſchuß für be
dürftige Kriegerkinder) beſchloß, mit Rückſicht auf die
vielen vorliegenden Anmeldungen diefes Jahr 60 bedürftigen

Kriegerkindern einen Kurgufenthalt in Bad Dürren
berg zu gewähren. vorigen waren es arur 36 Kinder
a verege wurden durch freiwillige Spenden der Bürgerſchaf

t.

t. Merſeburg, T. März. Die JugendkompagnieNr. 36 1) veranſtaltete einen raten ent en Bey
träge hauptſächlich von Gymnaſiaſten und Seminariſten be
ſtritten wurden. Sie boten aus klaſſiſchen Werken Solis
für Klavier (vierhändig), Violine und Klavier ſowie Streich
inſtrumente in techniſch und geiſtig h Ausführung
Se ten füwf junge Mädchen Liederſängerieinen zur

au

Zerbſt, 7. März. (Generalſuperintendent undHofprediger a. D. D. Schubaſet der, wie wir meldeten,
am 1. Januar in den Ruhcſtand trat, iſt im 71. Lebensjahre
geſtorben. Der Verſtorbene, der weiteren Kreiſen durch ſein
Werk „Die Glocken im Herzogtum Anhalt bekannt geworden
iſt und der Jnhaber mehrerer Orden war, hat nach ſeinem Rück
tritt vom Amte als Generalſuperintendent für Anhalt und erſter
Geiſtlicher der Hof- und Stiftskirche St. Bartholomäi in Zerbft
noch bis in die letzte Zeit im Dienſte der Kirche gewirkt.

ei. Cursdorf, 7. März. (Das Eiſerne Kreuz 1. und
2. Klaſſe) iſt dem Unteroffizier Guſtav Hetzger unter Be-
förderung zum Sergeanten verliehen worden.

t. Merſeburg, 7. März. (Einbruchsdiebſtahl) Jm
„Neuen Schützenhaus“ wurde vergangene Nacht ein Geflügel-
und Kaninchendiebſtahl verübt, wobei die Täter ihre
Beute an Ort und Stelle abſchlachteten.

ei. Maßlau, 7. März. (Ein bedauerlicher Unfalh
trug ſich hier zu. Der Holzfäller Lippold war mit dem
Fällen von Bäumen beſchäftigt, ſeine 23jährige Tochter half ihm
und las in der Umgebung des Baumes Holz auf. Plötzlich
warf ein Windſtoß den Baum um, das Mädchen unter ſich be
grabend. Die erlittenen Verletzungen waren ſo ſchwerer Natur
daß das Mädchen nach einer Stunde verſtarb.

Kus Halle und Umgebung
Halle. 8 März

Militäriſches. Befördert wurden: zu Hauptleutem)
Beck, Oberlt. d. Reſ. a. D. (Halle a. S.), zuletzt der Reſ. des
Fußart.Regts. Nr. Franke, Oberlt. der Reſ. des Feldart.
egts. Nr. 11 (Sangerhauſen), jetzt im Feldart.-Regt. Nr.

Michel, Oberlt. der Reſ. des 4. GardeRegts. z. F.
a Saale), Walther, Oberlt. der Reſ. des Jnf.Regts. Nr. 17
(Stendal), Helmecke, Oberlt. der 8 (Mühlhauſen i. Th.)
früher Magdeburg der Laidw.Jnf. 1. Aufgeb. zu Leutnant
der Reſerve: die Vizefeldwebel: Her in g (Halle a. S.), der Pio
niere, Cramer EStendal), der Jnf., La ufer (Mühlhauſer
i. Thür.), der Jnf, Alt mann (Neuhaldensleben) und Friedrich
Becker (Magdeburg), der Jnf., Jun g (Mühlhauſen i. Thür.)und Otto Koch (Eiſenach), der Jnf., Hauſe (Bernburg), des
Jnf., Biſchoff (Aſchersleben), der Jäger; ebenſo die Vize
wachtmeiſter: Frit ſche (Eisleben), des Landw.Trains 2. Auf

bots, Schwarzkopf (Bernburg), der 77 derfo ied bewilligt: dem Leutnant der Reſ. r n r
rin des Jnf.Regts. Nr. 13; Börner, Leutn. d. u4. GardeRegts. F. (Deſſau) im gen. Regt. pat
angeſtoellt,

Zur Kapitulation für die Maſchiniſtenlaufbahn bei der
Werft-Diviſionen und dem Maſchinenperſonal der Torpedo
abteilungen der Kaiſerlich Deutſchen Marine werder
n der Marineordnung auch Seedampfſchiffsmaſchiniſten
4. Klaſſe und ſolche Perſonen zugelaſſen werden, die eine drei-
jährige Lehr- oder Arbeitszeit als Maſchinenbauer, Schloſſer
Kupferſchmied, Elektrotechniker, Mechaniker oder in ähnlichen
Handwerken nachweiſen können, wenn dieſe Anwärter entweder
eine Eintrittsprüfung beſtehen oder entſprechende Schulzeugniſſevorlegen. Bei den Königlichen Seemaſchiniſtenſchulen in Fr. n 5

burg und Stettin ſind Vorbereitungskurſe für den Eintritt
als Maſchiniſtenanwärter in die Kaiſerliche Marine eingerichtet
worden. Am Schluſſe der Kurſe werden Prüfungen abgehalten
und darüber Schulzeugniſſe ausgeſtellt. Der Staatsſekretär des
Reichsmarineamts hat die auf Grund der Schlußprüfung aus-
geſtellten Zeugniſſe mit der erwähnten Eintritisprüfung all
gleichwwertig anerkannt. Die Kurſe, die eine Dauer von acht
Wochen haben und das Penſum der Maſchiniſten 8. Klaſſe unter
Hinzurechnung des Zeichenunterrichts umfaſſen, beginnen alljähr
lich in Flensburg am 10. April und 20. Oktober und in Stettin
am 5. Januar und 15. Juni. Das Schulgeld beträgt 30 Mark
die Prüfungsgebühr 5 Mark.

(Nachdruck rerboten.)

platanenallee Nr. 14
30) Roman von Dr. P. Meißner.
Der Richter erhebt ſich und lautloſe Stille tritt ein.

„Herr Unterſuchungsrichter Volmer, Sie haben im
ntereſſe der von Jhnen zu führenden Unterſuchung über

Ermordung des Kammerſängers Joſeph Bern-
nd Ribbentrop die beſchleunigte Eröffnung des Teſta
tents beantragt, da Sie zwecks Weiterführung der Unter
ung den Jnhalt des Teſtaments kennen müſſen. Das
ſericht hat Jhrem Antrag ſtattgegeben, und ich habe die

chienenen zu dieſer Teſtamentseröffnung laden laſſen.
o füge hinzu, daß die Ausfolgung der Erbſchaft ſowie die
zahlung vielleicht ausgeſetzter Legate und Renten erſt
inn erfolgen kann, wenn eine nachträgliche Ladung unbe
nnter oder nicht erſchienener Erben erfolgt iſt und ein
er Termin ſtattgehabt hat. Herr Unterſuchungs

hter, wünſchen Sie irgend welche Gründe für Jhren
intrag zu Protokoll zu geben?“

„Jch bitte darum, ich habe den Antrag auf beſchleunigte
öffnung geſtellt, weil die Unlerſuchung ergeben hat, daß

r Erblaſſer im Augenblick ſeines Todes im Begriff war,
ne Jenderung ſeines Teſtamentes vorzunehmen oder ein
ues Teſtament aufzuſetzen.“

Herr Referendar, wollen Sie das im Protokoll ver
per F Herr Juſtizrat Seebald?“

„Hier!“
„Danke ſehr, Herr Juſtizrat. Sie haben geſtern an
richtsſtelle dieſen Briefumſchlag verſchloſſen und ver
xlt hinterlegt. Wollen Sie bitte feſtſtellen, daß es die

be Briefhülle iſt.“
n iſt der von mir dem Gericht übergebene Brief-

„Vie ſind Sie in den Beſitz dieſes Umſchlags gelangt?“
Bei dem geſtern Platanenallee Nummer 14 ſtattgehab
a Lokaltermin fanden wir, der Herr Unterſuchungsrichter,

Doktor Helmſtedt und ich dieſen Briefumſchlag in
m Geldſchrank des Verſtorbenen.“
unt. Wnen von dem Inhalt dieſer Briefhülle etwas

h glaube ja. Es ſcheint mir derſelbe Briefumſchlag
in den Herr Kammerſänger Ribbentrop in meinem
o kontor in meinem Beiſein derfiegelt hat und in den
in eigenhändig geſchriebenes Teſtament eingeſchloſſe

hier mitgebracht habe. Jch gebe hiermit auch dieſe Abſchrift
zur Gerichtsſtelle.“ 4

Der Richter nahm den Brief entgegen und winkte dem
Gerichtsdiener.

„Wollen ſich die Anweſenden davon überzeugen, daß
der Briefumſchlag verſchloſſen und die Siegel unverletzt
ſind.“
van Der Gerichtsdiener zeigte jedem Einzelnen die Brief-

ülle.
„Sie haben ſich davon überzeugt. Der Umſchlag trägt

folgende handſchriftliche Bemerkungen:
Mein Teſtament.

Eine Abſchrift dicſes von mir eigenhändig geſchrie
henen Teſtaments iſt im Beſitz von Herrn Juſtizrat See
hald, den ich zu meinem Teſtamentsvollſtrecker beſtimme.

Joſeph Bernhard Ribbentrop.
Jch ſchreite zur Eröffnung.“

Die Anweſenden erhoben ſich bis auf Lachner, der
völlig apathiſch, als ob ihn das alles gar nichts anginge,
ſitzen blieb.

Der Richter faltete den Foliobogen auseinander und
las mit lauter Stimme:

„Berlin, den 16. März 1899.
Jch, Joſeph Bernhard Ribbentrop, Königlicher Kam

merſänger a. D., Platanenallee 14 wohnhaft, beſtimme
für den Fall meines Todes wie folgçt:

Zum Erben meines geſamten Barvermögens, ange
legt in Staats und inländiſchen Jnduſtriepapieren und
in Verwahrung der Deutſchen Bank, Depoſitenkaſſe
welche auch die noch nicht verbrauchten Zinſen auf Konto-
korrent verbucht hat, ernenne ich meinen lieben Neffen
Ralf Cooper, den einzigen Sohn meiner in Meriko ver
ſtorbenen heißgeliebten Schweſter Clara, mit der Auf-
lage, daß er meinem Mündel Lilly Kerfack, die mir ſtets
eine liebende Pflegerin und Freundin geweſen iſt, eine
lebenslingliche Rente von 20 000 Mark anuszahlt und den
entſprechenden Kapitalwert in mündelſicheren unver-
äußerlichen Werten anlegt. Außerdem ſoll Herr Rolf
Cooper gehalten ſein, meinem ireuen Diener Jakob
Gadubeit ein Kapital von Mark 5000.-- zur Gründung
eines Geſchäf's und eine lebenslängliche jährliche Rente
von Mark 2000.-- zu zahlen. Meine langiährige Köchin
Marie Bieske ſoll als Heirgisaut Mark 3000.-— erhalten.
NMeine ſchuldenfreie Villa Platanenallee 14 vermache
ich meinem Mündel Lilly Kerfack mit allem mir gehöri-
gen Jnventar, aqusgenommen das chemiſche Laborautoriumt.
Dieies joll mein Iangiähriger Zwennd und treue See

und Mitarbeiter Robert Lachner als unbeſchränkte
Eigentum erhalten. Außerdem erhält dieſer bis an ſei
Lebensende eine Rente von monatlich 300 Mark.

Jch hoffe, daß meine Erben, denen ich für alles Gute
was ſie mir zu Lebzeiten erwieſen haben, innigſt danke,
bereit ſein werden, meinen lieben Freunden auf ihren
Wunſch Andenken zu überlaſſen.

Sollte ich an einer nicht erkannten Krankheit ſterben,
ſo bitte ich meinen alten Freund und Hausarzt Sanitäts
rat Kirchhoff bei mir den Herzſtich vorzunehmen.

Meine Beiſetzung überlaſſe ich meinen Erben nach
ihrem Ermeſſen, bitte aber allen Prunk und jedes Auf
ſehen nach Möglichkeit zu vermeiden.

Joſeph Bernhard Ribbentrop.
In atemloſer Spannung hatten die Anweſenden der

Verleſung gelauſcht. Ein leiſes Schluchzen Lillys war da
einzige Geräuſch. Jetzt, als der Richter wieder Platz
ging ein Aufatmen durch den Saal.

Mit triumphierendem Blick wandte ſich der Unter
ſuchungsrichter flüſternd an Helmſtedt.

„Nun, Doktor, iſt das ein Grund, um einen Mord zu
begehen oder nicht?“

„Unter Umſtänden, ja.“
Helmſtedt hatte dieſe Frage erwartet und mußte zu

geben, daß ſie vom Standpunkt des Unterſuchungsrichters
aus durchaus begreiflich war. Es lag wohl in ſeinem
Plane, dieſem ſeine wahren Anſichten nicht mitzuteilen, er
ſollte nur ruhig Ralf für den Mörder halten, das war die
einzige Chance für ihn, des wahren Mörders habhaft zu
werden. Während der Verleſung hatte er auf das ſchärfſte
den Diener Jakob im Auge behalten, nichts auf den Zügen
dieſes Mannes ließ auf eine Erregung ſchließen. Das war
erklärlich, denn er kannte ja den Jnhalt des Teſtamentes,
wie es ſich erwies. Nur als der Richter im Beginn darauf
hinwies, daß die Auszahlung der Renten und Legate noch
nicht erfolgen könne, malte ſich auf dem widerlich devoten
Geſicht Jakobs ein Zug der Enttänſchung. Er hatte wohl
gehofft, ſofort in den Genuß der für einen ſolchen Mann
recht beträchtlichen Erbſchaft zu kommen.

Der Richter erhob ſich wieder:
„Jch habe heute morgen den eingeforderten Bericht der

Deutſchen Bank erhal'en und will jetzt die wichtigſten Zahlen
daraus bekannt geben, da ich annehme, daß ihre Kenntnis
n irgend welcher Befunde nicht ohne Be

tung ſein
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Die Landwirtſchaftskammerund der Wirt

ſchaftsplan für das Erntejahr 1918119
23. ord. Vollverſammlung der Landwirtſchaftskammer

für die Provinz Sachſen
Halle, den 7. März 1918.

khrer 283. Vollverſammlung trat am 7. März vormittags
die Landwirtſchaftskammer der Proving Sachſen in Halle zu

mmen. An der Sitzung, die unter Vorſitz des Grafen von
e r en h nahm zum erſten Male der neue

Oberpräſident der Ptovinz, Exz. von der Schulen-
burg Magdeburg, ferner der Regierungspräſident v. Gers
dorf aus Merſeburg, ein Vertreter des Stellv. Komm. Gene-
rals des 4. A.K., Hauptmann Bertram vom Kriegswirt
ſchaftsamt u. a. teil. Den Hauptgegenſtand der Tagesordnung
bildete die Stellungnahme zu den Beſchlüſſen des
Deutſchen Landwirtſchaftsrates betreffend
den Wirtſchaftsplan für das Erntejahr 1018/19,
über die in mehrſtündiger Beſprechung verhandelt wurde, und
zu der verſchiedene für die Landwirtſchaft der Provinz Sachſen
höchſt belangvolle Entſchließungen gefaßt wurden. Landes-
ökonomierat Rabe erörterte zugächſt die

allgemeinen Geſichtspunkte,
nach denen der Deutſche Landwirtſchaftsrat in ſeiner 46. Plenar-
verſammlung im Februar d. J. ſeine Beſchlüſſe gefaßt hat. Das
Kriegsernährungsamt iſt zwar bei dem im Frühjahr
1917 aufgeſtellten Wirtſchaflsplan beſtrebt geweſerr, den Anforde-
rungen der land wirtſchaftlichen Erzeugung in höherem Grade
Rechnung zu tragen, als vorher geſchehen iſt. Doch enthielt der
Wirtſchaftsplan noch eine Reihe unglücklicher Beſtimmungen,
welche die Landwirtſchaft in der Erzeugung mehr oder weniger
behindert haben. Nur ein Wirtſchaflsplan, der vorwiegend nach
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten aufgeſtellt iſt und einen
Anreiz zur geſteigerten Erzeugung gibt, kann
zum Ziele führen. Nachdem die Zwangs wirtſchaft in der
bisherigen Form ſich vielfach nicht bewährt hat, iſt im neuen
Wirtſchaftsjahr 1918/19 der Schwerpunkt auf eine beſſere Er
faſſung land wirtſchaftlicher Erzeugniſſe am Orte der Erzeugung
zu legen. Zu dieſem Zweck ſind den einzelnen Gemeinden oder
Gemeindeverbänden zur Erfaſſung und Vermittlung landwirt-
ſchaftlicher Erzeugniſſe ſeitens der Kommunalverbände möglichſt

ländliche Organiſationen als geſchäftsführende
Träger, unter tunlichſter Zuziehung des beruflich zuſtändigen
Handels, beizugeben. Für ſolche Erzeugniſſe, wie für Eier, Obſt
und andere leicht verderbliche Garten- und Feld-
früchte, iſt der freie Verkehr wieder einzuführen. Die
ungewöhnliche Preisſteigerung für alle Betriebsmittel der
Landwirtſchaft ſowie die allgemeine Entwertung des Geldes er
fordern zwar eine Erhöhung der Preiſe auch für die Erzeugniſſe
der Landwirtſchaft; bei Bemeſſung dieſer Preiſe gebührt aber
neben ihrer abſoluten Höhe ihrem Verhältnis zu
einander die ſorgfältigſte Beobachtung. Es muß vermieden
werden, daß für Waren, die für die Ernährung weniger wichtig
ſind, die Preiſe ſo bemeſſen werden, daß der Landwirt es vor
zieht, vornehmlich dieſe zu und abzugeben, an Stelle
von Lebensmitteln, die, wie Brotgetreide und Kartoffeln, die
Grundlage unſerer Volksernährung im Kriege bilden. Es iſt
dringend erforderlich, daß die Preiſe der Grzeugniſſe für das
Erntejahr 1918/19 ſchleunigſt ſeſtgeſetzt werden. Jeder landwirt-
ſchaftliche Betrieb iſt als eine Kriegswerkſtätte erſten Grades zu
betrachten und verdient demgemäß dieſelbe Rückſichtnahme wie
die Rüſtungsinduſtrie. Aus dieſem Grunde müſſen auch
Landwirtſchaft in noch höherem Grade als bisher Arbeits
kräfte und Rohſtoffe, wie namentlich Düngemittel, zu
zeführt werden.

Die beabſichtigte Einführung der obenerwähnten länd-
lichen Organiſationen hatte bekanntlich in der links-
ſtehenden Preſſe eine mißverſtandene Auslegung gefunden und
war vielfach von ſeiten des organiſierten Handels befehdet
worden. Referent betonte, daß an eine Ausſchaltung des
Handels nirgends gedacht ſei; eine ſolche Maßnahme würde
eine Stockung des geſamten landwirtſchaftlichen Verkehrs be
wirken. Es iſt vielmehr geplant, die landwirtſchaftlichen e
niſationen feſter zuſammenzufaſſen und e heranzuziehen
bei der Bewirtſchaftung. Das Kriegsernährungsamt wird die
Oberpräſidenten demnächſt mit den entſprechenden neuen
Weiſungen verſehen.

Von erſchiedenen Sonderberichterſtattern wurde dann für
die rin Gruppen von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen
vefer Für Getreide und Hülſenfrüchte
müſſen die Preiſe derart geſtallet werden, daß der Erhöhung der
allgemeinen Wirtſchaftskoſten Rechnung getragen wird.

Für Kartoffeln
iſt eine ſchleunige amtliche Feſt ſetzung und Bekanntmachung
der Preiſe erforderlich, aus der unzweideutig hervorgeht,
daß es ſich um Mindeſtpreiſe handelt, die unter allen Umſtänden

währt werden ſollen. Während des Krieges hat ſich gezeigt,
die Kartoffel für unſere Volksernährung mindeſtens ein

ebenſo wichtiges Lebensmittel bildet, wie das Brotgetreide. Eine
Steigerung der Kartoffelerträge gehört deshalb
zu den wichtigſten Kriegsmaßnahmen dieſes Jahres. Jhr Ge
lingen würde allein ſchon das Durchhalten des deutſchen Volkes

er und feſt verbürgen. Da eine Steigerung der Kartoffel
erträge das einzige und letzte Mittel bildet, um die Ernährung
von Menſchen und Tieven auch im nächſten Erntejahre ſicherzu-
ftellen, ſollten die Kriegswirtſchaftsämter mit allen Mitteln eine
Vermehrung der Anbaufläche unterſtützen. Berichterſtatter
Rittergutsbeſitzer Schurig Stedten) gäb eine Anzahl prak-

Kſcher Winke für die Kartoffelkultur, durch die der Ertrag auf
dem r Morgen zu ſteigern iſt und warnte vor allem vox
dem Unterpflügen von naſſem Stalldung. Beſonders machte er
auf den ganz außerordentlichen Nährwertgehalt der Soja
S ne aufmerkſam, die alle Aufmerkſamkeit für die Grnährung

ient.
Jn der Ausſprache wurde betont, daß es tunlich ſei, dem

Landwirt nur eine beſtimmte Menge von Kartoffeln abzu-
fordern; der Reſt müſſe zu ſeiner freien Verfügung ſtehen. Nach
drücklich hingewieſen wurde ferner auf den und ausſchlaggeben
den Mangel an mineraliſchem Düngerz; die Erträge hängen
geradezu ab von einer rechtzeitigen Kalidüngung. Die
Verſammlung einigte ſich auf einen von Oberamtmann Gar ck e
eingebrachten Antrag, in dem die Kammer ermächtigt wird, alle
Schritte zu unternehmen, um die irrtereſſierten Landwirte in
der Kalibelieferung zu unterſtützen.

Auch im
Zuckerrübenbau

fehlt es an Düngemitieln. Einer Beſchränkung der Anbaufläche
iſt zu widerraten denn Zucker bildet nächſt Kali das erſte verfüghere Ausfuhrprodukt im Frieden. Es fehlt für den Anbau
an Geſpannvieh. Steigern läßt ſich der Zuckerrübenanbau nur
durch entſprechenden Arireiz im Preiſe; eine Preiserhöhung
guf mindeſtens 850 M. für den Zentner erſcheint ungbweisbar.
Jn einer Entſchließung wurden die Behörden erſucht, den Uebel-
ſtand des bisher geſtatteten Zuckerrübenausgleichs
g wiſchen den Fabriken zu unterbinden.

Der Abſchluß von Lieferungsverträgen
rig Verbraucher- und Erzeugerkreiſen iſt auch
n dieſem Jahre tunlichſt zu fördern. Es muß vor allem die

Sicherheit dafür geſchaffen werden, daß etwa frſtgeſetzte Höchſt
preiſe auch außerhalb eines Vertragsverhältniſſes inrnegehal- en
werden. Schwierigkeiten haben ſich im Vorjahre verſchiedentlich
daraus ergeben, daß die Lieferungsagbnahme durch die Kom
munen uſw. erſt am Beſtimmungsorte erfolgte Ritter
gutsbeſitzer ſtellte im Anſchluß daran einen Antrag,
nach dem bei Gemüſelieferungsverträgen kürfftig die Verlade

Jm Anſchluß an den Bericht über den
Stand der Vichbeſchaffung

wurden zwei Entſchließungen angenommen. Die erſte, betr.
die Bewirtſchaftung des Zucht- und Nutzviehs, lautet:

„Die 23. ord. Vollverſammlung erkennt eine ſtrenge Be
aufſichtigung des Zucht und Nutzviehhandels im Jntereſſe der

Ausſchaltung einer unlaut ren Konkurrenz als eine durchaus
richtige Maßnahme an. Sie ſieht ſich aber veranlaßt, gegen
die angeordnete umſtändliche und zeitraubende
Form dieſer Aufſicht Stellung zu nehmen, weil die
ergangenen Verordnungen die rechtzeitige Beſchaffung und den
Abſatz von Zucht- und Nutzvieh bis zur Unmöglichkeit er
ſchweren Die durch Ausführungsbeſtimmung ergangene Er

leichterung bezüglich der Zulaſſung zur Einſtellung von Vieh
in Händlerſtällen kann eine Beſſerung nicht herbeiführen, weil
der Mangel an Futter ſie nicht in Wirkſamkeit treten läßt.
Es iſt daher falls eine völlige Umgeſtaltung der angeor
neten Beaufſichtigung nicht 27 un ſein ſollte dringend zu
fordern daß eine weſentliche Vereinfachung
des Verfahrens Platz greift. Dicſe iſt z. B. ſchon dadurch
zu erreichen, daß die Formalien bei der Aus und Einfuhr
direkt zwiſchen den beteiligten Kommunalverbänden erledigt
werden, ſodaß die entſpr. chenden Meldungen an die Provinzial
fleiſchſtellen erſt nach dem Wechſel des Standortes der Tiere
ſtattfinden. Vor abem iſt eine baldige grundlegende Aende-

rung für den Handel mit Ferkeln, welche zur Zucht oder Maſt
aufgeſtellt werden ſollen, zu fordern, weil ſonſt die Fleiſch
verſorgung für kommenden Winter ernſtlich in Frage geſtellt
wird.“

Hicran ſchloß ſich ein Zuſatzantrag des Kommerzienrat
Rabbethge des Jnhalts:

„Sollte auch dicſe Erleichterung nicht zu berückſichtigen ſein,
ſo würden zum mindeſten alle an der Durchführung des Ver
fahrens beteiligten Stellen zur größtmöglichen Beſchleunkgung
des Verſahrens anguhalten ſein.

Betreffs der Milch- und Butter verſorgung der
Selbſtverſorger wurde folgende Entſchließung gefaßt:

„Nachdem durch neue Beſtimmungen das den Land
wirten als Selbſtverſorger zukommende Höchſtmaß
an Milch und Butter auf Liter Vollmilch pro Kopf und Tag
und 100 Gramm Butter pro Kopf und Woche feſtgeſetzt wurde,
müſſen bei dem in der Beſtell- und Erntezeit erfahrungs-
gemäß höchſten Fettbedarf der Landwirtſchaft die vorbezeich
neten Mengen das Mindeſtmaß darſtellen, welches im Hinblick
auf die ſchwierige Beſchaffung und Erhaltung der landwict
ſchaftlichen Arbeitskräfte den. Selbſtverſorgern in der Folge-
zeit urbedingt' zu belaſſen iſt. Sie macht dabei auf die
Gefahren aufmerkſam, welche bei einer weiteren Einſchränkung
der Selbſtverſorgeör in Bezug auf Milch und Butter in der
ne dlichen Selbhilſfe der Landwirtſchaft erblickt werden
müſſen.“

Berichterſtatter ſprach aus, daß es erforderlich ſei, den im
Winter um 2 Pf. hevaufgeſetzten Milchpreis von 32 Pf. für
den kommenden Sommer beizubehalten.

Zur Frage der
Arbeiterverhältniſſe

fanden folgende Beſchlüſſe Annahme:
„Die 23. ord. Vollverſammlung der Landwirtſchaftskammer

beſchließt: Jn Erwägung, daß 1. Zuzug von ruſſiſch-pol-
niſchen Arbeitern nach Mitteilungen der deutſchen Ar-
beiterzentrale ganz erheblich zurückgehen wird; 2. durch den
erfolgten Friedensſchluß mit Rußland das weitere Verbleiben ver
ſeither zurückgehaltenen ruſſiſchen Arbeitskräfte in kürzeſter Zeit
ſein Ende finden wird; 3. bei dem Andauern des Krieges m
Weſten mit einem Erſatz durch einheimiſche Arbeitskräfte nicht zu
rechnen iſt; 4. durch Jnanſpruchnahme der jugendlichen
Arbeitskräfte kein vollwertiger Erſatz geſchaffen
werden kann; 5. durch das Hilfsdienſtgeſetz keine merk-
bare Hilfe zur Deckung des Bedarfes der Landwirtſchaft an
Arbeitskräften eingetreten iſt, den Vorſtand zu erjuchen, bei den
maßgebenden Stellen mit allem Nachdruck dahin vorſtellig zu
werden, daß bis zum Schluſſe der Feldarbeiten für das Jahr 1918
nicht nur die zurzeit in der Landwirtſchaft der Provinz Sachſen
beſchäftigten Kriegsgefangenen zurückgehalten werden, ſondern
daß ihre Zahl zur Deckung des Ausfalles an polniſchen und ruſ
ſiſchen Arbeitern verſtärkt wird.“

Jn einem Zuſatzantrage wurde weiter verlangt, landwirt
ſchaftliche Arbeitskräfte und ſolche, die früher in der Landwirtſ. gearbeitet haben, beſonders ſoweit ſie jetzt in den Rüſtungs

betrieben entlaſſen ſind, der Landwirtſchaft zuzuführen.
Ferner beſchließt die Vollverſammlung darauf hinzuweiſen,

daß rechtzeitig Vorſorge getroffen wird, daß alle bei der Demobi
liſierung vor dem Kriege auf dem Lande tätig geweſenen und jetzt
an der Front ſtehenden oder bei der Rüſtungsinduſtrie beſchäf
tigten Arbeitskräfte aufs Land zurückgeführt und bei ſtaatlichen
oder kommunalen Notſtandsarbeiken erſt dann beſchäftigt werden,
wenn der Bedarf der Landwirtſchaft an Arbeitskräften gedeckt iſt.
Schließlich verlangt die Vollverſammlung, daß als Ausgleich
gegenüber den hohen Löhnen in der Kriegsindufſtrie den Ernäh-
rungsverhältniſſen der ländlichen Arbeiterſchaft im Jntereſſe
der Produktionsförderung mehr Beachtung als ſeither geſchenkt
werde.“

den Stand der Düngemittelverſorgung berichtete
Dr. Pietſch.Vor Schluß der Sitzung wurde beſchloſſen, an den früheren
Oberpräſidenten, Exz. von Hegel, und den vormaligen Stellv.
Kommand. General des 4. A.K. Genral v. Lyncker, in Be
grüßungsdepeſchen Dank auszuſprechen für oie reichen
Verdienſte, die beide Perſönlichkeiten ſich um die Landwirtſchaft
der Provinz Sachſen erworben haben.

Ueber den übrigen Teil der Tagung, der keine Gegenſtände
von größerer Bedeutung behandelte, wird noch berichtet werden.

Pörſen- und Handelsteil
Die zukünftige Kaliverſorgung

Jn „New Statesman“ vom 9. Februar erörtert Alexander
Findlay die Möglichkeiten, Kali aus nicht deutſchen
Quellen zu erlangen: Wenn auch Preußen durch den Beſitz
der großen Staßfurter Kaliläger von der Natur be
ſonders begünſtigt ſein mag, iſt doch ſchwerlich anzunehmen, daß
nicht auch an anderen Stellen der Welt die zur Bildung ſolcher
Läger nötigen Bedingungen beſtanden haben ſollten; um ſo mehr,
als heutzutage in der AdjiDarja genannten Bucht am Oſtufer
des Kaſpiſchen Meeres Salzablagerungen unter ähnlichen Be
dingungen ſtattzufinden ſcheinen. Und in der Tat ſind andere
Läger löslicher Kaliſalze bekannt, obwohl ſie aus verſchiedenen
Gründen bisher keine große Rolle im Wettbewerb mit den Lägern
der norddeutſchen Tiefebene geſpielt haben. Außer den u
giſchen Lägern in Kaluſſz, die bisher nur für den heimiſchen
Bedarf in Frage kamen, ſind wertvolle Läger im Elſ aß, in
Spanien und in Erhthräa bekannt, und dieſe Läger werden
ſicher in Zukunft eine bedeutende Rolle ſpielen beſonders wenn
jene Grenzberichtigungen zwiſchen Frankreich und Deutſchland (H,
die einen Teil der Kriegsziele des Verbandes bilden, verwirklicht
ſein werden.

Die 1904 entdechten elſäſſiſchen Salzläger, umfaſſen
ein Gebiet von ungefähr 7 Ouadratmeilen nordöſtlich (nordweſt
lich! Schriftl.) von Mühlhauſen, und beſtehen hauptſächlich aus
zwei Schichten von Kaliſalzen, die zwiſchen einem oberen und
einem unteren Lager von Steinſalz (rock-salt) liegen. Jn
dieſen Lägern, deren Jnhalt auf Millionen Tonnen Kali
geſchätzt wird, kommt es in der wertvollen Form von Chlorkali
vor, und Magneſiumſalze K faſt vollkommen.

Die Ausbeutung der iſt leicht, und die Reinigung desgleitenden Steinſals iſt einfach im VergleichKaliſglaes on der be

Wenn daher r ig

werden ſie eine überreiche Perſorgungsquelle auch fü könne

150 000 Tonnen beſriedigt werden kann.
Seit Kriegsausöruch hat der Verband Kaliſalze aug

ausgebeutet werden, erreicht die Förderung ber. itsjährlich. Läger von erheblicher Mächtigkeit ſind kürzlj 2 To
Katalonien gefunden worden, beſonders bei Cardo

erforſcht iſt, ſchätzt man das Vorkommen auf ungefähr herTonnen Carnallit und 1 125 000 To. Sylvin. Für dieſe
hat die Solvay Geſellſchaft die Konze ſion erhalten; an Gebiet
geſſionen ſind ſpaniſchen Ge'ellſchaften gewährt worden m
Verbindung mit dem deutſchen Staßſurter Syndikat ſt be die in
Außerdem wurden auch Staatsreſervate in den Provin c ſollen
celong und Lerida geſchaffen zen

Obgleich der von Deutſchland im Jahre 1914 gemachtfuch, ein Monopol dieſer ſpaniſchen Läger zu erwerben er

erfolgreich geweſen zu ſein ſcheint, haben die Beſtimmungen i
Beſchränkungen, die die ſpaniſche Regierung offenbar in und
eſſe Deutſchlands eingeführt hat, das Unternehmen der
Geſellſchaft bisher gelähmt und die Ausbeutung der per
Läger unmöglich gemacht. Wir können nur hoffen, daß niſche
Zukunft dieſe Schwierigkeiten behoben ſein werden n nahe

Wenn man auch durch ausged-hnte Forſchungen zwei
noch andere Läger von löslichen Kaliſalzen aufdecken wirx fellb
iſt bereits bekannt, daß im Pandſchab beträchtliche Mengen d.
Mineralien vorkommen, ebenſo daß ſich auch große Merh,
Kaliſalzen im Meer und in den Salz'cen von Kal fern von
Nerada finden hat man doch di Aufmerkſamkeit ſeit fur
auch auf andere Quellen gerichtet. Von dieſen ſind die wich
1. Flugſtauh von Hochöfen und Zmeniwerken; 2. mee
Kalimineralien, wie Foldſpat und Alaunſtein; 3. Fläſſgten
die beim Waſchen der Rohwolle erzeugt werden, und 4. Seetarg

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 7. März. Geſchäftsſtille infolge allgemeiner

rückhaltung bei feſter Grundſtimmung bildenheute das beſondere Kennzeichen des Börſenverkehrs. Die m
veränderungen erhielten ſich überall in engen Grenzen und de
ſtanden zumeiſt in kleinen Beſſerungen. Höher notierten hen
metall, Deutſche Waffen, Kaliworte und Anilin, wogegen den
Heinrichbahn und Kattowitzer ſchwächer lagen. Das Geſcſchleppte ſich bei geringen Veränderungen auch im weiteren g

ijaufe träge hin. Der Rentenmarkt blieb ſtill, ruſſſh
Werte lagen weiter feſt. 4Produktenbericht.

Berlin, 7. März. Jm Produktenverkehr liegen
allerlei Anregungen vor, das Geſchäft bleibt fehr ſtill ſah
Rüben beſteht viel Kaufluſt, doch iſt über Abſchlüſſe net viel g.
hören. Jn Futtermitteln hält die Knapph'it an, au
Erſatzfutterſtoffe ſtehen nur wenig zur Verfügung. Das Angebe
in Saatweizen und Saatgerſte iſt ziemlich reichlig
Roggen und Hafer dagegen machen ſich knapp. Die neuen Ler
ordnungen über die Sämereirinfuhr, die am 9. März in Kraf
treten ſollen, beſtimmen, daß ſämtliche landwirtſchaftlithe
Sämereien der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt oder der J
triebsſtelle für Kriegswirtſchaft anzuzeigen ſind. Dasſelbe i
auch für alle ausländiſchen Gewürze. Wetter: Schön, etwa
kühler.
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Verteilungsſtelle und Prüfungskommiſſion für die Ka
Jnduſtrie. Für den Zeitraum bis zum 30. Juni 1621 ſind en
nannt für die Verteilungsſtelle: Oberbergrat Heckel zum Vor
ſitzenden, Oberbergrat Gante zum Beiſitzer und erſten ſellvet
tretenden Vorſitzenden, Geh. Bergrat Herwig zum Beiſitzer un
zweiten ſtellvertretenden Vorſitzenden, Oberbergrat Ziervogel
Bergrat Clauſert und Oberbergrat Scherer zu Stellvertreter
der Beiſitzer. Von den Kaliwerksbeſitzern ſind in die Verteh
lungsſtelle für dieſelbe Zeit gewählt: Bergrat Zirkler, Verzwe
Koſt, Generaldirektor Roſterg, Generaldirektor Kain als Vej
ſitzer, ferner Generaldirektor Vergrat Baer, Gegzeraldirekte
Dr. Feit, Kaufmann Gerhart Korte. Gemeraldircktor vor
Ebeling als erſte Stellvertreter der gewählten Veißtzer fern
Fabrikdirektor Dr. Rinck, Generaldirektor Bergrat Mehl, Le
werksdirektor Dr. Hecker, Generaldirektor Schröder als zwei
Stellvertreter der gewählten Beiſitzer. war den Zeitpunlt bi
zum 31. Dezember 1921 ſind für die Prüfunggsſtelle ernannt
Unterſtaatsſekretär Göppert zum Vorſitzenden, Direktor i
Reichswirtſchaftsamt Müller zum ſtellvertvetenden Vorſitzende
Geheimrat Dr. Hunnis Geh. Oberbergrat Graeßner, Bergt
Richert, Geh. Vergrat Dr. Schoeder zu Mitgliedern d
Prüfungskommiſſion und Geheimrat Dr. Paulßen, Bergr
Ernſt Bergrat Moſt und Bergrat Dr. Tübben zu Stellvertrete
der Vorgenannten.

Holzſtoff- und Papierfabrik zu Schlema. Das Urte
nehmen hat während des ganzen Jahres 1917 unter ungünk
gen Betriebsverhältniſſen gelitten, ſo daß den Lieferung
anforderungen nicht in vollem Umfange genügt werden kann
Der Gewinn auf Fabrikationskonto betrug 4461 54
(3 612 946 Mk.), dem an Betriebskoſten 3877 163 Mk. (3 I
Mark) gegenüberſtehen. Nach verſchiedenen Aufwenduwe
ſowie nach Abſchreibungen von 121 090 Mk. (123 260 Mk. r
blieb ein Reingewinn von 486 016 Mk. (365 622 Mk el
ſchließlich des Vortrages von 89872 Mk. (40 104 Mk.
ſollen 18 Proz. (16 Proz.) Dividende verteilt, für Krieg
ſteuer 70 000 Mk. (0 Mk.) zurückgeſtellt und 93 453 M. vor
tragen werden. Die Bilanz verzeichnet 404 000
(848 176 Mk.) Debitoren, 115 844 Mk. (182 286 M. War
haben, 645 761 Mk. (646 765 Mk.) Effekten und 188
(o5 554 Mk.) Beſtände. Am Kreditoren werden 630 454
(168 671 Mk.) ausgewieſen.

W. Prehlitzer Braunkohlen A.G. in Meufelwitz. Der
ſichtsrat hat bechloſſen, der auf den 28. März einzuberufe

Generalverſammlung die Verteilung einer eDividende wie im Vorjahre, ſowie die Ausſchüttung e
Sondergusbeute von 75 M. je Aktie vorzuſchlagen.

x. PortlandZementFabrik Halle a. S. in Halle a.
der am 7. März ſtattgefundenen Aufſichtsratsſitzungſchloſſen worden, der zum 30. März anberaumten e
verſammlung die Ausſchüttung einer Dividende
6 in Vorſchlag zu bringen.

Verantwortlich: in Wfür den politiſchen Teil: Dr. Hans Simon; für Provinz d
und Handelsteil: Georg Fernandes; für Oertlichee ieeh
übrigen Teil: Adolf Meyer; für den Angeigenteil: Ott t
ſämtlich in Halle.Bei unverlangten Einſendungen übernimmt vie Sqhriftlet
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